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Koalitionsvertrag: Maßnahmen gegen
Kinderarmut müssen bei
Alleinerziehenden ankommen!

Berlin, 07. Februar 2018. Der Verband alleinerziehender Mütter und Väter e.V.
(VAMV) begrüßt, dass CDU/CSU und SPD sich im Koalitionsvertrag auf
Maßnahmen gegen Kinderarmut geeinigt haben. Damit ein erhöhter
Kinderzuschlag bei der Mehrheit der in Armut lebenden Kinder ankommt,
braucht es weitere Reformen an der Schnittstelle zum Unterhaltsvorschuss.
Denn obwohl Einelternfamilien überproportional armutsgefährdet sind,
erhalten sie bisher häufig gar keinen Kinderzuschlag und profitieren kaum von
höherem Kindergeld.

Wie dringend der Handlungsbedarf ist, unterstreichen die Ergebnisse einer
heute veröffentlichten Studie der Bertelsmann Stiftung zur
Einkommensentwicklung unterschiedlicher Familienformen. Demnach sind mit
68 Prozent deutlich mehr Alleinerziehende und ihre Kinder armutsgefährdet,
als bislang angenommen. Dass ein Grund dafür im schlechten
Zusammenwirken unterschiedlicher Leistungen liegt, zeigt auch eine aktuelle
Umfrage des VAMV: Alleinerziehende mit kleinen Einkommen können mit dem
er-weiterten Unterhaltsvorschuss schlechter dastehen als zuvor, da sie keinen
Kinderzuschlag, kein Wohngeld und damit auch keine Bildungs- und
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Teilhabeleistungen mehr erhalten.

Erika Biehn, Bundesvorsitzende des VAMV, sagt dazu:
"SPD und CDU/CSU wollen laut Koalitionsvertrag prüfen, wie Kinderzuschlag,
Wohngeld und Unterhaltsvorschuss bzw. Unterhalt besser aufeinander
abgestimmt werden können. Es ist ein Fortschritt, dass die Politik das Problem
erkannt hat. Denn Alleinerziehende mit wenig Geld haben nur etwas von
einem höheren Kinderzuschlag, wenn der Unterhaltsvorschuss nicht mehr
angerechnet wird. Eine neue Regierung muss dieses Problem lösen, ansonsten
gehen die geplanten Maßnahmen wieder einmal an der Mehrheit der
armutsbetroffenen Kinder vorbei.

Die Ergebnisse der Bertelsmann-Studie bestätigen uns in unserer Forderung,
dass die Politik endlich den Mut zu einem grundlegenden Systemwechsel in
der Familienförderung aufbringen muss. Wir brauchen eine
Kindergrundsicherung als einheitliche existenzsichernde Geldleistung, die alle
Kinder gleichermaßen erreicht, unabhängig von der Familienform und dem
Einkommen der Eltern. Wenn die Politik Alleinerziehende und ihre Kinder
wirklich aus der Armut holen will, muss sie außerdem eine kostenfreie und
bedarfsgerechte Infrastruktur für Bildung und Betreuung bereitstellen. Wir
begrüßen, dass eine mögliche neue Bundesregierung laut Koalitionsvertrag
weitere Schritte in diese Richtung machen möchte."

Die ausführliche Auswertung unserer kürzlich veröffentlichten Umfrage
inklusive anschaulicher Fallbeispiele finden Sie hier.

Der Verband alleinerziehender Mütter und Väter e.V. (VAMV) vertritt seit 1967
die Interessen der heute 2,7 Millionen Alleinerziehenden. Der VAMV fordert die
Anerkennung von Einelternfamilien als gleichberechtigte Lebensform und
entsprechende gesellschaftliche Rahmenbedingungen. Er tritt für eine
verantwortungsvolle gemeinsame Elternschaft auch nach Trennung und
Scheidung ein.
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